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Bezugnehmend auf die Entschließung des Nationalrates aus Anlaß der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes 1961, BGBl.Nr.178/1961, 

übermittelt das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

in der Beilage den Entwurf einer Novelle zum Fernwärmeförderungsgesetz. 

Als Frist für die Abgabe der Stellungnahme wurde der 29. September 1988 
vorgesehen. 

Beilagen 

Für 'gkeit 

Wien, am 19. September 1988 

Für den Bundesminister: 

Dr. ZLUWA 

'17 _, ..... , 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Zl. 551.309/8-VIII/1/88 

E N T W U R F 

Bundesgesetz vom, 
mit dem das Fernwärmeförderungs­
gesetz geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Fernwärmeförderungsgesetz, BGBl.Nr. 640/1982, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl.Nr. 570/1985 wird geändert wie folgt: 

1. In alle~ Bestimmungen werden die Bezeichnungen "Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie" und "Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie" durch die Bezeichnung"Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten" und "Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten" ersetzt und grammatikalisch der 
jeweiligen Bestimmung angepaßt. 

2. § 1 Abs. 3 und 4 lauten: 

"(3) F~rderungen dürfen nur für Investitionen gewährt werden, mit 
deren Verwirklichung In der Zeit vom 1. Jänner 1983 bis 31. Dezemoer 1991 
begonnen wird. 

(4) Die Gesamthöhe der zu fördernden Investitionen für Fernwärme­
ausbauprojekte im Sinne des Abs. 2 darf die Gesamtsumme von 11 Milliarden 
Schilling nicht überschreiten." 

3. § 2 lautet: 

,,§ 2. (1) Fernwärmeversorgungsunternehmen sowie sonstige Unternehmen 
können Förderungen 

1. für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung von Heizwerken 
oder Heizkraftwerken unter der Voraussetzung, daß sie überwiegend 
mit Biomasse beheizt werden, 

2. bei bestehenden Kraftwerksanlagen für die Anschaffung oder 
Herstellung jener Anlagenteile eines Kraftwerkes, die der Aus­
kupplung der Fernwärme dienen, 
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5. für die Anschaffung, Herstellung oder Erw<'iterung V('n MiiJ 1_ 
heizwerken oder MiilJheizb-,aftwerken, 

!,. fiir die Anschaffung odt'r.Herstt:~llung von AnJag(,!1 zur 
Nutzung industri"ll;r; g~w~rblicher oder sonstiger Abwärme, 

,. für die Erschl ießung einer geothermischen Quelle in dem 
Maße, in dem diese Anlage der Fernwärmeversorgung dient, 

6. für die Anschaffung oder Herstellung VOll Wärmepumpenanlagl'1l 
in dem Maße, in dem diese Anlagen der Fernwjrmt'vl~rsorglJng 
dienen, 

gewährt werden. 

(2) Unternehmen,die keine Fernwärmeversorgungs_ 
unternehmen sind (sonstige Unternehmen), kann eine Förderung 
nur insoweit gewährt werden, als die aus den Anlagen erzeugte 
Wälme überwiegend Dritten entgeltlich zugeführt wird." 

4. 3 lautet: 

,,~ 3. Fernwzirmeversorgungsunternehmen sowie sonstige Unter­
nehmen können Fi:irderungen 

I. für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung v"n 
Fernwärmeleitungs- oder verteilanlagen, soff'r-n zur Er­
zPugung der gesamten jährlichen nutzban>n h'iinTll'ilhgnb,. 
der in d3s Netz speisenden Wärmt~quellen im Normalhf'­
trieb unter Berücksichtung des Endausbaues zumindl'st 
zu 80 vH Anlagen der Kraft-W~irme-Kupplung, zur V,'r­
brennung von Abfällen, zur Nutzung industri('IJ('r 
Abwärme, geothl·rmi scher Energ ie oder ßiornaslw hv i _ 
tragen, und der Innendurchmesser der Leitungen mindestens 
80 mm beträgt. 

2. fUr die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung 
von Fernwärmeverteilanlagen ohne Einschränkung 
des Innendurchmessers sofern zur Erzeugung der 
gesamten jährlichen nutzbaren Wärmeabgabe der in 
das Netz speisenden Wärmequellen im Normalbetrieb 
unter Berücksichtigung des Endausbaues zumindest 
zu 80 vH Anlagen zur Verbrennung von Abfällen, 
zur Nutzung industrieller Abwärme geothermischer 
Energie oder Biomasse beitragen, 

1. fUr die Anschaffung oder Herstellung von Hausanschluß-
leitungen einschließlich Ubergabestation und von 
zentralen Wärmeverteilanlagen innerhalb eines Gebäudes, 
sofern diese aus Anlagen zur Verbrennung von Abfällen, 
zur Nutzung indu~trieller Abwärme, geothermischer Energi,' 
oder Biomasse gespeist werden und die gef~rderten An­
lagen im Eigentum des Unternehmens verbleiben, 
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in jenem Ausmaß gewährt werden, als dafür keine Baukost('n­
zuschüsse oder Hausanschlußkostenbeiträge verrechnet w(~rdpn." 

5. § 4 Abs. 2 lautet: 

" (2) Ein Vorhaben im Sinne des § 1 Abs. 2 kann nur gefijrdt'rt 
werden, wenn seine Durchführbarkeit unter Berücksichtigung 
der Förderung finanziell gesichert ist. Vorhaben zur An­
schaffung, Herstellung oder Erweiterung von Anlagen zur 
Erzeugung von Fernwärme dürfen nur unter der Voraussetzling 
gefördert werden, daß diese Anlagen mit Einrichtungen, Re­
.triebßweise.n_ und Re iI!i&.un~sverfahren zur Verringerung von 
Umweltbelastungen ausgestatet werden, die dem Stand der Technik 
entsprechen. Der Förderungwerber hat nach Maßgabe seiner wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des sich fiir ihn ,HIS 

der Vorhabensdurchführung unmittelbar ergebenden Vorteil 'SzlJr 
Finanzierung des Vorhabens beizutragen." 

6 • Im § 4 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) Eine Förderung nach diesem Bundesgesetz ist unzulässig, wenn 
für das Fernwärmeausbauprojekt eine andere Förderung durch 
den Bund gewährt wird. Eine Mehrfachförderung des Bundes 
ist jedoch für Heizwerke oder Heizkraftwerke, die auf 
Basis Biomasse betrieben werden, und für Leitungsinvesti-
tionen soweit die Leitungen mit Wärme aus Biomasseanlagen 
gespeist werden, möglich." 

Q. § 6 samt Uberschrift lautet: 

" Art der Förderung 

§ 6. (1) Die Förderung erfolgt In Form von einmallgen 
Geldzuwendungen. 

1. Falls die Investitionssumme des Fernwärmeausbaupro­
jektes 10 Millionen Schilling nicht iiberst('igl, kann 
für die in den §§ 2 und 3 genannten InvQstit iOlll'n l'in" 
einmalige Geldzuwendung in Höhe von maximal 1:\ vI! d('r 
gesamten Investitionssumme des Projektes g('wiihrt wl'ld'·II. 

2. Falls die Investitionssumme des Ff'rnwärmE~allsbaliproj('kt (':: 
mehr als 10 Millionl'n Schilling betriigt, kann fiir dil' In 

den §§ 2 und 3 genannten Investitionen cilw (·inm:11 i 1'." 

Ge ldzuwendung in Höhe von maxima I 6 vH der g('s:Jmt ('11 

Investitionssumme des Projektes gewährt wl'nkn. 

3. Die Förderungen gemäß Ziffer 1 und 2 sind insgesamt mit 
einer Summe von 20 Millionen Schilling Gelrl7.llwp-nr:tungen 
pro jahr und Förderungswerber begrenzt. 

(2) Voraussetzung dieser Förderung ist, daß allch 
andere Gebietskörperschaften, in denen durch d:ls Vorh;lf,"11 
die Abgabe von Warme erfolgen soll, allfgnilld VOll V('r('ill 
barungen zur Finanzierung in der lIiih(' d('r BlIn<!('sfi)I'<IvI'lIII;'. 
beitragen. 
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(3) Für erfolglose Bohrungen zur I~ rsch 1 i eßlIllg 
geothermischer Que lIen (§ 2 Abs. I Z. 5) können iihvl An-­
trag Zuschüsse in Höhe von maximal 8 vH der ver I lln'(H' 11 

Investitionssumme, höchstens jedoch 1,2 Million"ll Schillin)~ 
je Bohrung, gewnhrt wcrdl:'n. Der Antrag ist vor Iluhllll!)',.';!'" 
gillil unter Anschluß ('il](,~: )'"'ol'))"isl-I,,',, (;111;).-11["11:; "i 1 !;.'. I I 

1>1- i I1g,'Il. Vorauss(' t ZlIJlg d iE>SI'I" Fi;("d,' nl 11)'. ist, dirl,) ..,IIch 
andere GE'bietskörpersc!Jaftl'n, in deren Ben~icl1 dil' Bollnlll)" 
erfolgt oder in denen durch das Vorhaben die Abl-',:II)(' VOll 
W~irme erfolgen soll, auf Grund von Vereinbarungen zlir 
Finanzierung in der Höhe der Bundesüirderung b('itr:I).\"Il. 

(4) Die Auszahlung der Geldzllwendungen erfolgt grunds:itzl ich 
am Beginn der Investitionsperiodl', jedoch darf die zu dips('rn 
Zeitpunkt geleistete Zuwendung die Kosten der bl'rl'j ts g<>t;-it ig[('JI 
Investitionen nicht i.iberschreiten. Die Auszahlung kann allch in 
mehreren Teilbet~ägen durchgeführt werden:' 

8. Oie §§ 7 und 8 ent fallen. 

9. § 9 Abs. 2 lautet: 

" (2) Der Bund kann als Träger von Privatrechten zur Voraus­
wahl geeigneter Fernwärmeprojekte die Erstellung und Aktualie­
sierung von Wärmenachfrageatlanten und Abwärmekatastern fördern. 
Voraussetzung dieser Förderung ist, daß auch andere Gebiets­
körperschaften, in denen durch das Vorhaben die Abgabe von 
Wärme erfolgen soll, auf Grund von Vereinbarungen zur Finanzie­
rung in HBhe der BundesfBrderung beitragen." 

10. § 9 Abs. 4 lautet: 

" (4) Die Förderung des Bundes gemäß Abs. 1 bis 3 darf e~n 
Drittel der Kosten für die Erstellung von Konzepten und Studien 
nicht überschreiten." 

11 Im § 10 Abs. 1 werden die Worte "gemäß 
den §§ 1 bis 8" durch die Worte "gemäß 
den § § 1 bis 6" ersetzt. 

11a. Die Einbegleitung in § 10 Abs.2 lautet: 

"(2) Ansuchen haben 1nsbesondere zu enthalten:" 

.. 

157/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 40

www.parlament.gv.at



- 5 -

12. Im § 10 Abs.2 Z. 16 wird der Klammerausdruck "(§ 2 Abs. 3 Z.3)" durch 
den Klammerausdruck "(§ 2 Abs. 1 Z.5)" ersetzt. 

13. § 10 Abs. 3 entfällt. 

14. § 10 Abs. 4 lautet: 

"(4) Nähere Richtlinien über Form und Inhalt der Ansuchen kann der 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten nach Anhörung 
der Länder und des Förderungsbeirates (§ 15 ff.) festlegen." 

15. § 12 Abs. 1 lautet: 

"(1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die 
Ansuchen gern. § 6 Abs. 1 Z.2 mit der Stellungnahme des Landes dem 
Förderungsbeirat zur Begutachtung vorzulegen. Der Förderungsbeirat 
hat sein Gutachten binnen drei Monaten abzugeben." 

15a. In § 14 wird im letzten Satz der Z.4 der Punkt durch einen Beistrich 
ersetzt und das Wort "oder" angefügt. Als Z.5 wird angefügt: 

"5. für ein Fernwärmeausbauprojekt eine andere Förderung durch den 
Bund gewährt wurde, sofern es sich nicht um eine Förderung für 
Heizwerke oder Heizkraftwerke, die auf Basis Biomasse betrieben 
werden, oder für Leitungsinvestitionen, soweit die Leitungen mit 
Wärme aus Biomasseanlagen gespeist werden, handelt (§ 4 Abs. 4)." 

16. Die §§ 15 bis 21 samt Überschrift lauten: 

"Förderungsbeirat 

§ 15 (1) Zur Beratung des Bundesministers für wirtschaftliche Ange­
legenheiten für Fragen der Fernwärmeförderung wird beim Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ein Beirat mit der 
Bezeichnung "Förderungsbeirat" eingerichtet. 

Ihm obliegt besondere 

1. die Erötterung von Grundsatzfragen und Fragen von gemeinsamem 
Interesse der österreichischen Fernwärmewirtschaft, 

2. die Beratung über die zehnjährigen Ausbaupläne für die 
österreichische Fernwärmewirtschaft, 

3. die Abgabe von Gutachten gemäß § 12 Abs. 1. 
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§ 16. fum Förderungsbeirat haben als Mitglieder 

1. drei Vertreter des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Angelegenheiten 

2. drei Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen, 
3. vier Vertreter des Fachverbandes der Gas- und Wärmeversorgungsunler~ 

nehmungen aus dem Bereich der Fernwärmewirtschaft, 

4. je ein Vertreter der Bundeskarnrner der gewerblichen Wirtschaft, der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, des 
Österreichischen Arbeiterkammertages und des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes 

anzugehören. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

§ 17. Die in § 16 Z 1 genannten Mitglieder des Förderungsbeirates 
werden vorn Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten zum 
Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stellvertreternbestellt. Die in § 16 Z 2 
genannten Mitglieder werden vorn Bundesminis~r für Finanzen bestellt. 
Die übrigen Mitglieder werden auf Vorschlag der entsendenden Stc1 Jen 
vorn Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten . im Einvernehml'll 
mit dem Bundesminister für Finanzen für die Dauer von drei Jahren bestellt. 

§ 18. Der Vorsitzende hat den Förderungsbeirat mindestens einmal jährlich 
zu einer Sitzung einzuberufen. Er hat weiters ohne Verzug eine Sitzung 
einzuberufen, wenn es der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten zur Behandlung einer bestimmten Angelegenheit verlangt. Die 
Geschäfte des Förderungsbeirates sind vorn Bundesministerium für wirt­
schaftliche Angelegenheiten zu führen. 

§ 19. Der Vorsitzende kann namens des Förderungsbeirates vorn Fachver­
band der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen und von den Fernwärme­
versorgungsunternehmen alle Auskünfte einholen, die dem Förderungsbeirat 
zur Erfüllung seiner ~esetzlichen Aufgaben notwendig erscheinen, sowie 
zur B~ra~ung a~~ch ~achv,erständige heranziehen. Ist die Beiziehung eines Sach­
verstandlgen fur dIe Abgabe einer Stellungnahme erforderlich, sind die 
dadurch entstehenden Barauslagen vom Antragsteller zu tragen. 

§ 20. Der Förderungsbeirat hat seine Geschäftsordnung mIt eInfacher 
Mehrheit zu beschließen. Die Geschäftsordnung hat unter Bedachtnahme 
auf die §§ 15 bis 19 die Tätigkeit des Förderungsbeirates zu regeln. 
Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die Ge­
schäftsordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu 
genehmigen. 

§ 21.(1) Die Mitglieder des Förderungsbeirates sind, soweit SIe nicht 
beamtete Vertreter sind, vorn Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu 
verpflichten. Sie dürfen Amts-, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, 
die ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut werden oder zugänglich ge­
macht worden sind, während der Dauer ihrer Bestellung und nach Erlöschen 
ihrer Funktion nicht offenbaren oder verwerten. 
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(2) Wird ein Mitglied des Förderungsbeirates wegen Verletzung der 
im Abs. 1 festgelegten Verschwiegenheitspflicht rechtskräftig 
verurteilt, ist das betreffende Mitglied von seiner Funktion ab­
zuberufen." 

Artikel Ir 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
bereits gewährten Förderungen bleiben die bisher 
geltenden Vorschriften weiterhin in Kraft. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit ••.•••••.•.••••...•... in Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen betraut. 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Zl. 551.309/8-VIII/1/88 

VOR B l A T T 

Problem: In der im Jänner 1987 abgegebenen Erklärung der 

Bundesregierung vor dem Nationalrat wird im Sinne 

einer optimierten Energienutzung dem Ausbau der 

Fernwärme große Bedeutung zugemessen. Um daher 

den Fernwärmeausbau weiter zu forcieren, ist 

Ziel: 

eine weitere Förderung auch seitens des Bundes 

not wen d i g. Das F ern w ä r m e f ö r der u n g s g e set z i. d.F. cl e s 

BGBl.Nr.570/1985 beschränkt aber die Frist für 

die Inangriffnahme förderbarer Investitionen mit 

31. Dezember 1988. Im übrigen ist das in diesem 

Gesetz festgelegte förderbare Investitionsvolumen 

in Höhe von 8 Mrd S bereits ausgeschöpft. Auch die 

Notwendigkeit der Budgetkonsolidierunq und zwisrherl-

z e i tl ich ge w 0 n n e n e neu e e n erg i e pol i t i sc hel r k e n nt n i ~;!; e, 

8 t wa i m Hin b 1 i c kau f Bio In ass e, s i n den t s p r e c h (-~ n d lJ nll: lJ :; e I / (' 11 • 

Verlängerung der Investitionsfrist bis 31.12.1991 und 

Erhöhung des Investitionsrahmens auf 11 Mrd S zur 

Iforciertell Nutzung des gegebenen Fernwärmepotenti als. 

Um die bei der derzeitigen Budgetlaqe nur beschränkt 

verfügbaren Förderungsmittel effizientest einzusetzen, 

erscheint eine besondere Schwerpunktsetzung für 8iu­

masseanlagen, umwelt schonende Müllverbrennung und 

Nutzung von Geothermie und Industrieabwärme geboten. 

Eingeschränkt soll die Förderung insbesondere bei 

jenen . Erzeugungs- und Verteilungsinvestitionen 

werden, die nach betriebswirtschaftlichem Ermessen 

keiner besonderen Anlaufhilfen mehr bedürfen, wie 

etwa Verteilnetze in bereits an große Fernwärme­

erzeugungsanlagen angeschlossenen Gebieten. Weiteren 

Ziel ist, die anderen Gebietskörperschaften stärker 

als bisher zur Mitförderung heranzuziehen. Auch 

soll eine möglichst breite Streuung der begrenzt 7111' 
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Verfügung stehenden Mittel angestrebt und die 

Uberschaubarkeit der Disponibilität dieser 

Mittel durch ein Abgehen von mehrjährigen Bindungen, 

wie sie etwa Zinsenzuschüsse mit sich bringen, ver­
bessert werden. 

Mittel: Verlängerung des Investitionszeitraumes für förderbare 

Investitionen bis 31. Dezember 1991; Erhöhung des 

Investitionsrahmens auf 11 Mrd S; Einschränkung der 

Förderungstatbestände bei Fernwärmeerzeugungs_, 

Fernwärmeleitungs- und Fernwärmeverteilungsinvestitionen, 

ausgenommen Investitionen zur Nutzung von Biomasse, 

Müll, Geothermie und Industrieabwärme; Beschränkunq 

der Förderung auf einmalige InvestitionszÜßchüsse 

und Staffelung der Höhe der Geldzuwendungen 

je nach Investitionsumfang. Begrenzung der einem 

Förderungswerber jährlich zufließenden FörderungsmitleI. 

Gesetzliche Festlegung des Finanzierungsbeitrages 

anderer Gebietskörperschaften in der H.öhe der Bundes­

förderung; Verankerung eines Förderungsbeirates. 

Alter­
native: Keine 

Kosten: Für die Erhöhung des Investitionsrahmens um 3 Mrd 5 

sind insgesamt etwa 210 Mio S Budgetmittel erforderl ich. 

Die jährliche Budgetbelastung könnte durch Steue~ung der jiihl'­
lichen Förderungszuerkennung den budgetären Möglichkeiten 

angepaßt werden. Durch den Wegfall der Zinsenzuschüsse 

werden Vorbelastungen verhindert. 

Die im Rahmen der Durchführung des vorliegenden 

Gesetzesentwurfes erforderlichen Mehrausgaben inflerhalh 
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des laufenden Budgetprognosezeitraumes betragen 

voraussichtlich: 

Sachausgaben 

lfd. 
Finanzjahr 

o 

1 fd. 
1989 

50 

Budgetproqnosezeitraum 
1990 1991 1992 

in Mio S 

70 70 20 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Zl. 551.309/8-VIII/1/88 

E R L Ä U T E RUN GEN 
I. Allgemeiner Teil 

Ir1 der Regierungserklärung vom Jänner 1987 wird im Sinne einer 

optimierten Energienutzung dem Ausbau der Fernwärme große Be­

deutung zuerkannt, da diese Form der Energieversorgung insbesondere 

durch Nutzung von Biomasse, Geothermie, Industrieabwärme und lJm­

weltschonende Müllverbrennung in idealer Weise den Schutz der Um­

welt, den sparsamen Umgang mit Energie und die Impulsgebung für 

die heimische Wirtschaft verbindet. 

Die Fernwärmeversorgung befindet sich zur Zeit - verglichen mit 

anderen Energieträgern - noch im Aufbau, obgleich sich die Fern­

wärme in Österreich in den vergangenen Jahren im Zeitraum von 

1972 bis 1987 vervierfacht hat: Der Gesamtanschlußwert der Fern­

wärme stieg von rd. 1.000 MW im Jahr 1972 auf rund 4.104,'1 M\~ im Jahr 

1987. 

Angesichts des Umstandes, daß durch Fernwärmeversorgunq nicht flur 

bedeutende Effekte an Energieeinsparung und Erdölsubstituti()11 er­

zielt werden, sondern auch ein bedeutender Beitrag zur Luft.rC'jn­

haltung geleistet wird, gilt es, den Ausbau der Fernwärmeven;orCJulICJ 

weiterhin voranzutreiben. Der hohe Kapitalaufwand für den Ausbau der 

Fernwärmeversorgung macht jedoch für einen beschleunigten Ausbnu 

ei_,!_e ~~sondere Förderung zu einer notwendigen Voraussetzung, Zluna 1 
Fernw~rmeversorgungsunternehmen in der Anlaufpha~e auf Grund 

der sie hin der Re gel er s t s u kz e s si ve erg e ben den Kap a z i t ä t s a LJ S I<u; I LJ 111) 

meist keine oder nur qerinqe Gewinne aufweisen und bei Ferllwfirmeinvestit.i(JIl(~n clip 
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betriebswirtschaftliche Rentabilität der einzelnen Projekte in 

den ersten Jahren durch hohe Kapitalkosten stark beeinträchtigt 

wird. Dazu kommt, daß ~le Fernwärmewirtschaft derzeit auf 

Grund des Ölpreisverfalles preislich unter einem rigorosen Welt­

bewerbsdruck steht. 

Durch das im Jahr 1982 beschlossene Fernwärmeförderungsgesetz wurde 

den spezifischen betriebswirtschaftlichen Gegebenheiten im Be-

reich der Fernwärmewirtschaft durch die Schaffung eines umfassenden 

Instrumentariums für Direktförderungsmaßnahmen Rechnung getragen. 

A n 9 e s ich t s des Ums t an des, daß Vor au s set z u n g für die G e w ti h run q ci rw r 

Bundesförderung nach dem Fernwärmeförderungsgesetz eine MiLförderllllfj 

der betroffenen Gebietskörperschaften ist, diese Mitförderunq ver­

traglich festgelegt werden muß, und die Verhandlungen zur Schaffung 

dieser Voraussetzungen einen längeren Zeitraum als erwartet in An­

spruch nahmen, konnte der im Fernwärmeförderungsgesetz vorgesehene 

Investitionsrahmen von 8 Mrd S bis Ende 1985 nur etwa zur Hälf~ aus­

geschöpft werden. Innerhalb der zwei Folgejahre wurde jedoch bereitB 

im September 1987 das vorgegebene Investitionsvolumen erreicht. 

Die Ausdehnung des Investitionszeitraumes um drei Jahre und die 

Erhöhung des Investitionsrahmens um - drei Milliarden Schi] 1 illq -

wurde unter Bedachtnahme auf die Angaben des Fachverbandes der 

Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen gewähl t. Nach dicf;en All­

gab e n pI an end i e Fe r n w ä r mev e r s 0 r gun g s u n t ern e h m e n in den J CI h r (~n 

1989 bis 1991 Investitionen in Höhe von insgesamt 3,24 Mrd S, 

die in einigen Bereichen 

werden. 

nur mit Förderungen zu verwirklichen sein 

Der vorliegende Entwurf sieht daher eine Verlängerung des Investj­

tionszeitraumens, für den Förderungen nach dem Fernwärmeförde­

runqsqesetz gewährt werden, bis zum 31. Dezemher 1991 und einc 

lrhlihull() des InvesUt iOIl~)I'ahllleIH; \1111 5 MilLiardel1 !ichill illlj VUI'. 
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Weitere Schwerpunkte der gegenständlichen Novellierung ist die 

den Zielsetzungen der Bundesregierung entsprechende Ausschöpfung 

des nutzbaren Fernwärmepotentials durch verstärkte Nutzung von 

Biomasse, MUll, Geothermie und Industrieabwärme. Insbesondere 

kann mit einer Wärmeversorgung in größerem Umfange auch die EnL­

lnstunq der Umwelt durch kontrollierten Brennstoffeinsalz er­
reicht werden. 

Allerdings mUssen .die Förderungstatbestände unter Bedachtnahme auf 

die Budgetkonsolidierung gegenUber bisher eine gewisse Einengung el'­

fahren und statt einer generellen Fernwärmeförderung besondere 

Schwerpunkte gesetzt werden. Nachfolgend die beabsichtigten 
Einschränkungen: 

- Keine Förderung fUr Neuerrichtung von Kraft-Wärme-Kupplungsanlaq(~rt 
und Heizwerke ausgenommen solche auf Basis Biomasse und MUll. 

- K ein p F ö l' der u n g f UrS p i t zen h e i z wer k e Cl u f B Cl s i s Öl, Gas und K 0 h I [) . 

- Keine Förderung fUr nicht örtlich gebundene Heizwerke. 

- Förderung von Wärmeverteilleitungen bis zum Abnehmer nur dann, 

wenn das Netz aus Biomasse-, MUll-, Geothermieanlagen oder mit 

Industrieabwärme gespeist wird. Ansonsten nur Förderung von 

größeren Leitungen etwa zur Aufschließung eines bestimmten Ge­

bietes und Transportleitungen (z.B. DUrnrohr-Wien). Dimensionsbe­

grenzung von Fernwärmeverteilleitungen, 

maximal 20 Mio Sla und Förderunqswerber. 

Eingeschränkt soll die Förderung insbesondere bei jenen Er­

zeugungs- und Verteilungsinvestitionen werden, die nach betriebs­

wirtschaftlichem Ermessen keiner besonderen Anlaufhilfenmehr be­

dUrfen, wie etwa Verteilnetze in bereits an große Fernwärmeerzeu­

gungsanlagen angeschlossenen Gebieten. Weiteres Ziel ist, die 

anderen Gebietskörperschaften stärker als bisher zur Mitförderllng 

heranzuziehen. Auch soll eine möglichst breite Streuung der heqroll/I 

zur VerfUgung stehenden Mittel angestrebt und die Überschnubnrkeil 

der Disponibilität dieser Mittel durch ein Abgehen von mehrjähriq()n 

Bindungen, wie sie etwa ZinsenzuschUsse mit sich bringen, verbesserL 
werden. 
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Dieser Einschrankung steht die beabsichtigte Setzung von Förderungs­

schwerpunkten entgegen: 

Um die bei der derzeitigen Budgetlage nur beschränkt verfügbaren 

Förderungsmittel effizientest einzusetzen, erscheint eine be-

sondere Schwerpunktsetzung für Biomasseanlagen, umweltschoneneIe Müll­

verbrennung und Nutzung von Geothermie und Industrieabwärme qchotHn. 

Die bisher im Gesetz dem Ausmaß nach nicht festgelegte Mitförde­

rung der anderen Gebietskörperschaften (vertraglich mit 1/4 der 

Bundesleistung festgelegt) soll nun gesetzlich auf 1 : 1 angehoben 

werden. 

Die Bestimmung, wonach Vorhaben nur unter der Voraussetzung ge­

fördert werden dürfen, wenn sie mit Einrichtungen zur Verrinqerung 

von Umweltbelastungen nach dem Stand der Technik ausgestattet werderl, 

entspricht den generellen umweltpolitischen Leitlinie~ der Bundes­

regierung. 

157/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 15 von 40

www.parlament.gv.at



- 5 -

Bisher wurden Ansuchen um Gewährung von ZinsenzuschUssen (Jom 

Energief6rderungsbeirat zur Begutachtung vorgelegt. Der Enerqie­

f6rderungsbeirat hat jedoch durch das Auslaufen des Energie-

f6rderungsgesetzes 1979 ~i. d. F. ,BGBl. Nr. 252/85 seine gesetz 1 lchn 

Grundlage verloren, die Begutachtung von großen Fernwärmepro-

jekten durch einen Beirat hat sich aber auch in der Vergangenheit bf'~vtihrt , 

sodaß durch dieses Bundesgesetz ein entsprechender Beirat neu 
eingerichtet wird. 

Mit den Ubergangs- und Schlußbestimmungen soll klarqestellt 

werden, daß jene F6rderungen, die bereits gewährt wurden in 

Art und Ausmaß aufrecht bleiben, 

In der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bestehen keine Regelungen, 

die eine F6rderung der Versorgung mit Fernwärme z~m Gegenst~nd haben. 

Ein Widerspruch zwischen dem gegenständlichen Entwurf einer Novelle 

und den im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft festge­

legten Grundsätzen von mit dem Gemeinsamen Markt vereinbaren und 

unvereinbaren Beihilfen besteht nicht. 
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11. Besonderer Teil 

Zu Z. 1 : 

Hiedurch wird der durch die Novelle zum Bundesministeriengesctz, 

BGBl.Nr. 78/1987, erfolgten Änderung der Bezeichnung der Bundcs­

ministerien Rechnung getragen. 

Zu Z.2 (§ 1 Abs. 3 und 4) 

Die Ausdehnung des I n v e s t i t ion s z e i t rau m e s bis 3 1. 0 e z e m be r 1 99 1 

bewirkt, daß Förderungen nach diesem Bundesgesetz auch für Vor­

haben gewährt werden können, mit deren Verwirklichung in der 

Zeit zwischen 1. Jänner 1989 bis 31. Dezember 1991 begonnen wjrd. 

Eine Erhöhung des Investitionsrahmens um 3 Mrd S ist deswegen 

erforderlich geworden, da der Investitionsrahmen von 8 Mrd S 

bereits ausgeschöpft ist. 

Die Ausdehnung des Investitionszeitraumes um drei Jahre und die 

Erhöhung des Investitionsrahmens um - drei Milliarden Schilljng -

wurde unter Bedachtnahme auf die Angaben des Fachverbandes der 

Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen gewählt. Nach diesen 

Angaben planen die Fernwärmeversorgungsunternehmen in den Jahren 

1989 bis 1991 Investitionen in Höhe von insgesamt ),24 Mrd S, 

die in einigen Bereichen nur mit Förderungen zu verwirklichen 

sein werden. 

Zu Z. 3 (§ 2 ).: 

1. Die im § 2 Abs. 1 festgelegten Förderungstatbestände wurdpl1 im 

wesentlichen unverändert aus den bisherigen Bestimmungen Uher-

nommen. 
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Der Entfall einer Förderung für die nachstehenden Fern­

wärmeerzeugungsanlagen, und zwar: 

- für die Anschaffung oder Herstellung von Spitzen- oder 

Reserveheizwerken, 

- für die Anschaffung oder Herstellung von Heizwerken unter 

der Voraussetzung, daß ein Fernwärmenetzzusammenschluß mit 

einer Kraft-Wärme- Kupplungsanlage, einer Anlage zur 

Verwertung von Abwärme oder zur Verwertung von Müll oder 

eines Zeitraumes von zehn Jahren ab Investjtionsbeginll ge­

sichert ist und das Heizwerk nach dem NetzzusammenurhluU 

der Fun~tion ,eines Spitzen- oder Reserveheizwerkes 
übernimmt, 

- für die Anschaffung, Herstellung oder Aufstellung von nicht 
•• 
ortlich gebundenen Heizwerken als Ausfallsreserve oder 

zum Zweck des Aufbaues eines neuen Versorgungsgebietes 

bei Neuanlagen 

für die Anschaffung oder Herstellung jener Anlagenteile 

eines auf Basis von Steinkohle oder ausländischer Braun­

kohle betriebenen Heizkraftwerkes, die der Auskupplunq der 

Fernwärme dienen, 

- für die Anschaffung oder Herstellung von Heizkraftwerken 

auf der Basis von inländischer Braunkohle oder Biomasse, 

- für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung von Block­

heizkraftwerken, 

wird damit begründet, daß durch das im Jahre 1982 beschlossene 

Fernwärmeförderungsgesetz ein 

beachtlicher Zeitraum für solche Investitionen bereits genützt 

werden konnte. Nunmehr soll eine Schwerpunktsetzung durch 

verstärkte Nutzung von Biomasse, Müll, Geothermie und Industrie­

abwärme erfolgen. 

2. Angesichts des Umstandes, daß es sich bei Biomasse um ()jrw 

erneuerbare, heimische Energiequelle handelt, sind Anlagen, 

die unter Verwendung dieses Energieträgers Fernwärme erzeugen 
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auch dann als förderungswürdig anzusehen, wenn diese Anl<lljp. 

nicht als Kraft-Wärrne-Kupplung konzipiert isl. Durch dil~ 

Streichung der Leistungsgrenze soll nicht nur die ReHI i­

sierung kleinerer, lokaler Projekte auf Basis von Biornu!.!;e 

forciert werden, sondern auch die Verwirklichung größerer 

Projekte unterstützt werden. 

Zu Z.4 (§ 3): 

1. In § 1 Aas. 2 der Novelle vorn 13.12.1985,BGBl.Nr.570/1985, wurde dip I)pfinl L ion 

des F ernwärrn~ausbauprojektes rni t eiem BE2qr i ff "F ernwärrne le j tunqs j IIvf'nt i t i (,rH'n" 

erweitert.Dies aus dem Grunde,da FernwärmetransDorIJpjtunqpn,(lip Wörmp 

(j be r ein e 9 r ö ß e reD j s t an z 1 e i te n n j c h t 0 h n ewe j te I' e s a I !. V (~ J' -

leilJcituncjen im enqeren Sinne bezeichneL wurden können. 

Durch die Dimensionsbegrenzung ist es nunmehr erford(~r I ich 

geworden,eine Begriffstrennung unter die Best irnrnungen deu § 1 

aufzunehmen. Diese dient der Klarsteilung, daß Fernwärme­

transportleitungen unbegrenzt in den zu fördernden Tatbestand 

fallen, jedoch die bisher förderbaren Fernwärmenetze ins­

bes6ndere Fernwär~everteilleitungen im engeren Sinne erst ab 

mindestens 80 mm Innen­

durchmesser- gef8rdert werden können. Es ist daher erforderlich 

den Begriff Fernwärmeleitungen mit der Größe der Dimensi(lnie­

rung in den rörderungstatbestand aufzunehrnen. 

Um die bei der derzeitigen Budgetlage nur beschränkt verfüq­

bar e n F ö I' der u n 9 s mit tel e f f i z i e nt es t ein z u,s e tz e n, er s c h ein I e I IW 

besondere Schwerpunktsetzung für Bio~asseanlagen, umwelt­

schonende Müllverbrennung und Nutzung von Geothermie und 

Industrieabwärme geboten. Einschränkend soll die Förderunq ins­

besondere bei jenen Erzeugungs- und verteilungsinvestitionen 

werden, die nach betriebswirtschaftlichem Ermessen keiner 

besonderen Anlaufhilfen mehr bedürfen, wie etwa Vertp.ilnp.tze 

in bereits an große Fernwärmeerzeugungsanlagen angeschlo!.!wnen 

Gebieten. 

Ausgenommen von dieser Einschränkung bleiben in Anbetracht 

der gesetzten Schwerpunkte für heimische Energieträger 

jene Verteilleitungen, die mit Wärme aus mit I:hornasse helriphpllpf) 
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Anlagen, -aus Anlagen zur Verbrennung von Abfällen oder lJIi t i'I-­

dustrieller Abwärme oder geothermischer Energie gespel~t werder). 

2. Die ersatzlose Streichung von Z.2 und 3 erfolgt angleichend 

im Sinne der Einschränkung von Förderungstatbeständen bei 

Fernwärmeerzeugungsanlagen. 

3. Nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes soll nunmehr nuf 

Grund der gesetzten Schwerpunkte auch sonstigen Unternehmen eirlP. 

Förderung fUr Leitungs-und Verteilungsinvestitionen gewHhrt 

werden. Voraussetzung ist lediglich die entgeltliche Abqubn 

vOll Wiirme iiberwiegend arl Dri.Lle. 

Zu Z.S (§ 4 Abs. 2): 

Die Erweiterung des Begriffes "Einrichtungen" durch die er-

gänzend hinzugefUgten Begriffe - Betriebsweisen und Reini-

gungsverfahren - stellt klar, daß Anlagen zur Er-

zeugung von Fernwärme nur errichtet werden dUrfen, wenn diese 

mit Einrichtungen zur Verringerung von Umweltbelastungen ausge­

stattet sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Im Sinne 

der österreichischen Rechtsordnung fUr diesen Begriff isL- "~Jt.fHld 

der Technik" der Entwicklungsstand fortschritt licher teclll1o]oqj­

scher Verfahren, Einrichtungen, Betriebsweisen und Reiniqunqs­

verfahren, deren FunktionstUchtigkeit im DnlJcrbp-trieb erwipnp.n 

ist-. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind jnshe~:lOnd(~rc 

vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweiserl her­
anzuziehen. 

Zu Z.6 (§ 4 Abs. 4): 

Nach den Richtlinien zum Fernwärmeförderungsgesetz ist mit Aus­

nahme von Biomasseprojekten, die Förderung eines Fernwärmenusbllu­

projektes ausqesrh]ossen, wenn eine andere Bundesf6rderlJnq qe­

währt wird. Nunmehr soll die bi~;her gelhllldc H(~fJEdullq il1 dir: 

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aufgenommen werderl. 

Korrespondierend zu dieser Regelung wird in § 14 Z.S 

ein RUckforderungstatbestand fUr jene Fälle geschaffen, 

in denen eine Mehrfachförderung durch den Bund erfolgt isl. 
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Zu Z.7 (§ 6): 

1 . Die F6rderung soll aus budget ären Gründen nur mehr 

in Form von einmaligen Geldzuwendungen erfolgen. Dadurch 

entfallen die bei Gewährung von Zinsenzuschüssen über 10 Jahre 

jährlich zu leistenden Zahlungen in vorgeqebener 

H6he und damit die entsprechenden,nicht mehr becin-

flußbaren Vorbelastungen der der Bewilligung der F6rderung 

folgenden Budget jahre. 

Einmalige Geldzuwendungen hingegen k6nnen jeweils nach Maß­

gabe vorhandener Budgetmittel vergeben werden. 

2. Analog der bisherigen F6rderung wurde die einmalige Geldzu­

wendung in H6he von maximal 8 vH der gesamten Investitioll,i­

summe bei Fernwärmeausbauprojekten bis zu einer [nvc~d il. LOII},­

summe von 10 Millionen Schilling beibehalten. 

Unter Bedachtnahme auf die Budgetkonsolidierung wurde für 

gr6ßere Fernwärmeausbauprojekte deren Investitionssumme 

10 Millionen Schilling übersteigt, die einmalige Geldzuwen­

dung auf maximal 6 vH gesenkt. 

3. Die Begrenzung von 20 Millionen Schilling Geldzuwendungen pro 

Jahr und F6rderungswerber hat den Zweck einer m6g1ichst hreilen 

Streuung der nur begrenzt verfügbaren Budgetmittel. 

4. E n t g e gen den bis her g (' 1 t end e n B e s tim m unq e n sol I nun!TI e 11 I' n i (' 11 t 

nur die Verpflichtung zur vertraglichen Regelung der Mitfürdp­

rung, sondern auch die Höhe dieser Mitf6rderung anderer Gcbietu­

körperschaft(en) in das Gesetz aufgenommen werden. Da FcrnwEirmc­

investitionen sehr anlage~ntensiv sind und hohe Kaptialkosten ver­

ursachen, soll durch die Anhebung des Mitf6rderungsbeitraqes 

auf die H6he der Bundesleistung die Gesamth6he der F6rderung an­

gehoben und damit der F6rderungszweck besser erreicht werden. 

5. Die Änderungen in Abs. 3 erfolgten aus leg ist ischen Gründen; 

materielle Änderungen der bisherigen Bestimmung sol ion nielli 

bewirkt werden. 
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6. Die bisher geltende Regelung Uber die Auszahlunq wurde beibehalLen 

und wird systematisch als Abs.4' angefUgt. 

Zu Z.8 (§§ 7 und 8): 

Durch die Streichung der Mbglichkei t der GewahrullY von Li IIUVIIL.U­

schUssen entfällt § 7 ersatzlos. § 8 entfäl'lt durch dll~ N(,lJr('~r.JlJIlCJ cl!'/' 

InvestitionszuschUsse in § 6 ebenfalls. 

Zu Z.9 (§ 9 Abs. 2): 

Mit § 9 Abs. 2 soll klar zu A d k 
m us ruc gebracht werden, daß Gegen-

stand .der FHrderung die Erstellung und Aktualisierung von Wärme-

nachfrageatlanten und Abwärmekatastern Zur Erfaosung . r-
'" von ern-

wärmehoffnungsgebieten und nutzbaren Abwärmepotentj~len 
i ~; f . 

Zu Z. 10 (§ 9 Abs. 4): 

1. Analog zur Festsetzung der Höhe der Bundesförderung jn 

§ 6 Abs. 1 Z. 1 und 2 und Abs. 3 und 4 wird auch die Höhe 

der Förderung des Bundes fUr die Erstellung von Konzepterl 

und Studien in die gesetzlichen Bestimmungen aufgenommen. 

'2. Die E l' s t e 11 u n g von K 0 n z e p t e n u nd S t ud i eng e m ä ß § 9 Ab!;. 1 b i !; 

3 die n t der I' a t ion ale n E n t s c h eid u n g s v 0 I' b e r e i tun gin der [rw J' q i (~_ 
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versorgung, ohne daß dadurch bereits eine Bindung an eine Durch­

fUhrung von tatsächlichen energiewirtschaftlichen Maßnahmen be­

s t eh t. I h I' e B e h a n d 1 u n gen t fäll tim neu e n Be i I' a t, d Cl d p r (' 11 I r­

stellung - wie auch im Energiesparprogramm 1988 der Bund('!;re­

gierung dokumiert - jedenfalls zweckmäßig ist. Überdies recht­

fertigt der, wie sich in der Praxis gezeigt hat, relativ gerjnge 

K 0 s t e n I' ahm e n f Ur die seS t u die nun d K 0 n z e p t e ni c h t den H U!; e.i Il!' (' 
Behandlung im Beirat resultierenden VerwaltungsaurwrlfHI. 

Zu Z.ll (§ 10 Abs. 1): 

Die Änderung erfolgt aus legistlschen GrundeIl. 

Zu Z.lla, 12 und 13 (§ 10 Abs. 2 und 3): 

Die Änderung der Einbegleitung in Abs.2 sowie die ersatz­

lose Streichung des Abs. 3 dient der KlarsteJluny, daß 

Ansuchen von Elekt,rizitätsversorgungsunternehmen und 

sonstigen Unternehmen gleichen Voraussetzungen unter­

liegen und jedes Förderungsansuchen die Unterlagen 

gemäß § 10 Abs. 2 enthalten muß. 

Die Änderung der Z.16 war aus legistischenCrUnderl 

erforderlich. 

Zu Z.14 und 15 (§ 10 Abs. 4 und § 12 Abs. 1): 

Die Änderungen erfolgten aus legistischen Gründen. 

Zu Z.15a (§ 14 Z.5): 

Durch diese Regelung wird ein RUckforderungstatbestand 

für die Bestimmung des § 4 Abs. 4 geschaffen, wonach 

Mehrfachförderungen des Bundes ausgeschlossen sind, 

sofern es sich nicht um Heizwerke und Heizkraftwerke, 

die auf Basis Biomasse betrieben werden, oder um 

Leitungsinvestitionen, soweit die Leitungen mit Wärme 

aus 'Bicimasseanlagen gespeist werden, handel t. 

/u L.16 (§§ 1~ bis 21): 

Durch den Wegfall des Energieförderungsgesetzes 1979, 

BGBI.Nr.567 i.d.F. BGBI.Nr.252/1985 mit 31. Dezember 1987 

ist auch der gemäß § 26 festgelegte Energieförderungsbeirat 

nicht mehr existent. 
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Da diesem Beirat aber auch nach dem Fernwärmef6rderungsgeselz 

b e s tim m t e Auf gab e n ' z u kom m e n, ist nun m ehr i m F ern w ä r m e f Ci r der IJ n (P' _ 

gesetz die gesetzliche Grundlage für ein solches Fachgremillm zu 
schaffen. 

,Zu Artikel 11: 

In den Übergangs- und Schlußbestimmungen wurde aufgenommen, daß 

die Bestimmungen der gegenständlichen Gesetzesnovelle auf rörde­

rungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Novelle 

gewährt wurden, nicht anzuwenden sind. Es soll damit klnrqn­

stell t werden, daß jene F6rderungen, die berei tn gewährt wu f'df~n, 

in Art und Ausmaß unberührt aufrecht bleiben. Für jelle AIILl'äqe, 

für die 1. m Z e i t P unk t des I n k r a f t t r e t e n s die ses '3 u n cl e [l ~ e :J C +: z c ~' 

noch keine Förderung gewährt wurde, richtet sich die Beurtcilulllj 

gemäß den allgemeinen Rechtsgrundsätzen bereits nach den neuerl 

Rechtsvorschriften. 

Vorweg wird auf die Ausführungen zu Z.2 verwiesen. 

Des weiteren wird bemerkt, daß bei Entfall der Bestimmungsrl von 

Abs. 1, die in § 6 Abs. 1 Z. 3 vorgesehene Bestimmung nicht 1 ücken­

los erfüllt werden kann. Die jährlich auf Grund gewährter F6rdc­

rungen zu leistenden Geldzuwendungen (Zinsenzuschüsse) übersleiger) 

bei einem F6rderungswerber die begrenzte Summe von 20 Mi 11 ionen 

Schilling. Darüber hinaus wären alle anderen FörderunqnwerlJcr, 

die nach der gegenwärtigen Gesetzeslage bereits Geldzuwendungen 

(Zinsenzuschüsse) erhalten, auch grundsätzlich benachteiligt. Dies 

insbesondere, da die H6he der Zuwendungen verschieden ist, lind dn­

mit ungleiche Voraussetzungen der Förderung auftreten. 
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Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Zl. 551.309/8-VIII/1/88 

G E GEN ÜBE R S TEL L U N G 

GELTENDE FASSUNG 

640. Bundesgeseu vom 10. Dezember 1982 
über die Förderung der Versorgung mit Fem­

wirme (Femwirmeförderungsgesetz) 
idF des BG vom 13.12.1985, ß9Bl.Nr.570. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Anwendunpbereich 

SI. (1) Für ein Fernw:l.rmeausbauprojekt können 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesge­
setzes und der nach dem jeweiligen Bundesfinanz­
gesetz für diesen Zweck verfügbaren Bundesmittel 
auf Antrag Förderungen gewähn werden. 

,,(2) Ein fernwärmeausbauprojekl I\t eine 
Summe ';on Fernwärmeerzeugung~in\"es!ilionen. 

Fernwärmeleitungsinvestitionen oder Fernwarrnt­
verteilungsInvestitionen, die zur Ausschöpfung dn 
in einem \"ersorgungsgebiet wirtSchaftlich ausbau· 
baren Fernwarmeversorgungspotentials führen 
oder ein Teil dieser Investitionen innerhalb eines 
bestimmten Zeitabschnittes von höchstens fünf Jah­
ren, der eine wirtschaftlich und technisch sinnvolle 
Einheit bildet. 

;3) Färderungen dürfen nur fur Investitionen 
gewährt werden, mit deren Verwirklichung In der 
Zeit vom 1. Jänner 1983 bis 31 Dezember 1 '1~8 
begonnen wird." 

(4) Die Gesamthöhe der zu fördernden Investi­
tionen für Fernwärmeausbauprojekte im Sinne des 
Abs. 2 darf die Gesamtsumme von 8 Milliarden 
Schilling nicht überschreiten. 

ENTWURFTEXT 

(3) Förderungen dürfen nur für Investitionen gewährt werden, 
mit deren Verwirklichung in der Zeit vom 1. Jänner 1983 bis 
31. Dezember 1991 begonnen wird. 

(4) Die Gesamthöhe der zu fördernden Investitionen für Fern­
wärmeausbauprojekte im Sinne des Abs. 2 darf die Gesamtsumme von 
II Milliarden Schilling nicht überschreiten. 

t, 
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F'i;ld(,fUll~ "oll i="('rn .. J.rlllC(,i/(,"~UIl).'.\.lId.,gt·1i 

,,§ 2. (J) Fernwärmeversorgungsunttrnehmen 
können Förderungen 

I. für die Anschaffung oder Herstellung von 
Wärmepumpenanlagen in dem Maße, in dem 
diese Anlagen der Fernwärmeversorgung die­
nen, 

2. für die Anschaffung oder Herstellung \"On 
Spitzen- oder Reserveheizwerken, 

3. für die Anschaffung oder Herstellung von 
Heizwerken unter der Voraussetzung, daß 
a) sie überwiegend mit Biomasse beheizt 

werden und die Kesselleistung höchstens 
JO MW (thermisch) beträgt oder 

b) ein Fernwärmenetzzusammenschluß mit 
emer Kraft-Wärme-Kupplungsanlage. 
einer Anlage zur Verwertung von 
Abwärme oder zur Ver.vertung von Müll 
oder einer geothermischen Quelle inner­
halb eines Zeitraumes von zehn Jahren ab 
Investitionsbeginn ge,ichert ist und das 
Heizwerk nach dem NetzzusarnlllC!1 
schluß die Funktion eines Spitzen- oder 
Reserveheizwerkes ubcrnimmt. 

4. für die Anschaffung, Herstellung oder Auf 
stellung von nicht örtlich gebundenen Hei/­
werken als Ausfallsreserve oder zum Zv.. eck 
des Aufbaues eines neuen \'ersorgungsgetllc­
tes 

gewJ hrt werden. 

(2) Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie 
Fernwärme~'ersorgungsunternehmen können För, 
derungen 

J. bei bestehenden Kraftwerksanlagen für die 
Anschaffung oder Herstellung jener Anlagen­
teile eines Kraftwerkes, die der Auskupplung 
der Fernwärme dienen, 

2. bei :"<euanlagen 
al für die Anschaffung oder Herstellung 

lener AniJ.gemede ell1es auf Basis von 
Steinkohle oder ausländischer Braunkohle 
betriebenen Helzkraitwerkes, die der Aus­
"""C'iunE! der Fern'" arme dienen. 

- 2 -

§ 2. (1) Fernwärmeversorgungsunternehmens~e bonstige Unter­
nehmen können Förderungen 

1. für die Ansschaffung, Herstellung oder Erweiterung von Heiz 
werken oder Heizkraftwerken unter der Voraussetzung, daß --
sie Überwie~end mit Biomasse beheizt werdeQ, 

2. bei bestehenden Kraftwerksanlagen fÜr die Anschaffung oder 
Herstellung jener Anlagenteile eines Kraftwerkes. die der 
Auskupplung dPT Fernwärme dienen, 

3. für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung von Müll­
beizwerken oder Müllheizkraftwerken , 

4. fÜr die Anschaffung oder Herstellung von Anlagen zur 
Nutzung industrieller, gewerblicher oder sonstiger Abwärme 

5. für die Erschließung einer geothermischen Quelle in dem 
Maße. in dem diese Anlage der Fernwärmeversorgung dient 

6. für die Anschaffung oder Herstellung von Wärmepumpenanlagen 
in dem Maße. in dem diese Anlagen der Fernwärmeversorgung 
dienen, 

gewährt werden. 

S2) Unternehmen, die keine Fernwärmeversorgungsunternehmen 

(sonstjge Unternehmen), kann eine Förderung nur insoweit 

gewährt werden, als die aus den Anlagen erzeugte Wärme 

überwiegend Dritten entgeltlich zugeführt wird. 
--'FT 
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b J i ur die :\mchaffung oder Herstellung von 
Hnl:kraftwerken auf der Basis von inlän­
di~L'her Braunkohle oder Biomasse, 

,J iur dlt" :\mchaffung, Herstellung oder 
Erweiterung von Blockheizkraftwerken 

ge""ährt werden. 

(3) Somtigen Cnternehmungen sowie Fernwär­
meversorgungsunternehmen können Förderungen 

1 für die Anschaffung, Herstellung oder Erwei­
terung von Müllheizwerken oder Müllheiz­
kraftwerken, 

2. für die Anschaffung oder Herstellung von 
Anlagen zur Nutzung industrieller, gewerbli­
cher oder sonstiger Abwärme, 

3. für die Erschließung einer geothermischen 
Quelle in dem Maße, in dem diese Anlage der 
Fernwarmeversorgung dient, 

4. für die :\nschaffung, Herstellung oder Erwei­
terung von mit Biomasse befeuerten Heizwer­
ken bis zu einer Kesselleistung von 10 MW 
(thermisch) oder Heizkraftwerken 

gewährt werden. Für die Unternehmen, die keine 
Fernwärmeversorgungsunternehmen sind, gilt dies 
nur Insoweit, als die aus den Anlagen ausgekop­
pelte Wärme nicht überwiegend der Deckung des 
eigenen Wärmebedarfes dient." 

"Förderung "on Femwärmeleitungs- und -verteil­
anlagen 

S 3. Fernwärmeversorgungsunternehmen sowie 
Unternehmen, deren Unternehmensgegenstand die 
Planung, Anschaffung, Herstellung und Finanzie­
rung von Anlagen zur Leitung oder Verteilung von 
Wärme sowie die entgeltliche Überlassung von sol­
chen Anlagen zum Gebrauch und der Betrieb dieser 
Anlagen sowie der Abschluß von Fernwärmeliefe­
rungsvenrägen im ~amen und auf Rechnung Drit­
ter bildet, können Förderungen 

I. für die Anschaffung, Herstellung oder Erwei­
terung \'on Fern""ärmeleitungs- oder -veneil­
anlagen, sofern zur Erzeugung der gesamten 
jährlichen nutzbaren Wärme abgabe der in das 
:\'etz speise!1den \'i/ärmequellen Im :\'ormal­
betrieb unter Berucksichtigung des Endaus­
baues zi;mmdes: zu B: vH Anlagen der Kraft­
~'ärme-Kupplung. zur Verbrennung vor. 
Abfälie!1. Z!..f ~utzung industrieller Abwärme. 
geothermischer Energie oder Biomasse beitra­
gC!1. 

- 3 -

Abs. 3 entfällt. 

§ 3. Fernwärmeversorgungsunternehmen ~~e.bonstige Unter­
nehmen können Förderungen 

1. für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung von 
Fernwärmeleitungs- oder verteilanlagen, sofern zur Er­
zeugung der gesamten jährlichen nutzbaren Wärmeabgabe 
der in das Netz speisenden Wärmequellen im Normalbe­
trieb unter Berücksich~ung des Endausbaues zumindest 
zu 80 vH Anlagen der Kraft-Wärme-Kupplung, zur Ver­
brennung von Abfällen, zur Nutzung industrieller 
Abwärme, geothermischer Energie oder Biomasse bei-
tragen und der Innendurchmesser der ~ei~u~gen mindestens 
80 rum beträgt. 
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2. für die Anschaffung, Herstellung oder Erv.rei­
terung von Fernwärmeverteilanlagen, die aus 
Heizwerken gespeist werden, unter der Vor­
aussetzung, daß ein Fernwärmenetzzusam­
menschluß mit einer Kraft- Wärme- Kurp­
lungsanlage, einer Anlage zur \' erwertung 
von Abwärme oder zur Verv.rertung von Müll 
oder einer geothermischen· Quelle innerhalb 
emes Zeitraumes von zehn Jahren ab Investi-

tionsbeginn gesichert ist und das Heizwerk 
nach dem Zusammenschluß die Funktion 
eines Spitzen- odsr Reserveheizwerkes iJber­
nimmt, 

3. für die Anschaffung, Herstellung oder Erwei­
terung von Fernwärmeverteilanlagen, die aus 
nicht örtlich gebundenen Heizwerken 
gespeist werden, sofern diese zum Aufbau 
eines neuen Versorgungsgebietes dienen, 

4. für die Anschaffung oder Herstellung \'on 
Hausanschlußleitungen einschließlich Goer­
gabestation und von zentralen Wärmeverteil­
anlagen innerhalb eines Gebaudes, sofern die 
Anlagen im Eigentum des Unternehmens "er­
bleiben, 

in jenem Ausmaß gewährt werden, als dafür keine 
Baukostenzuschüsse oder Hausanschi ußkoste nbe 1-

träge verrechnet werden." 

Grundsäue der FörderunI 

S 4. (1) Bei der Gewährung der Förderungen ist 
darauf Bedacht zu nehmen, daß sie 

1. den in den §§ 2 und 3 angeführten Zwecken 
dienen, 

2. im volkswiruchaftlichen, insbesondere Im 
energiewiruchaftlichen Interesse unter beson-

derer Beachtung des ausgewogenen und ratio­
nellen Einsatzes einzuführender Primärener­
gieträger der Entlastung der Handelsbilanz 
von Energieimponen und der Koordination 
der leitungsgebundenen Energieträger gebo­
ten erscheinen, 

3. zur Verbesserung der regionalen winschaftli­
chen, insbesondere arbeitsmarktpolitischen 
Gegebenheiten beitragen, 

2. für die Anschaffung, Herstellung oder Erweiterung 
von Fernwärmeverteilanlagen ohne Einschränkung des 
Innendurchmessers sofern zur Erzeugung der 
gesamten jährlichen nutzbaren Wärme abgabe der in 
das Netz speisenden Wärmequellen im Normalbetrieb 
Mnter Berücksichtigung des Endausbaues zumindest 
zu 80 vH Anlagen zur Verbrennung von Abfällen. 
zur Nytzung indystrieller Abwärme. geothermischer 
Energie oder Biomasse beitragen, 

- 4 -

3. für die Anschaffung oder Herstellung von Hausanschluß­
leitungen einschließlich Übergabestation und von 
zentralen Wärmeverteilanlagen innerhalb eines Gebäudes, 
sofern diese aus Anlagen zur Verbrennung von Abfällen, 
zur Nutzung industrieller Abwärme, geothermischer Energie 
oder Biomasse gespeist werden und die geförderten An­
lagen im Eigentum des Unternehmens verbleiben, 

in jenem Ausmaß gewährt werden, als dafür keine Baukosten­
zuschüsse oder Hausanschlußkostenbeiträge verrechnet werden. 
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4. den Umweltschutz, insbesondere durch die 
Verminderung der Gesamtemissionen von 
Schadstoffen verbesseren; und daß 

5. die Durchführung des geplanten Vorhabens 
ohne Förderung nicht oder nicht im notwen­
digen Umfang oder erst zu einem späteren 
Zeitpunkt möglich wäre. 

,,(2) Ein Vorhaben im Sinne des § 1 Abs. 2 kann 
nur geförden werden, wenn seine Durchführbar­
keit unter Berücksichtigung der Förderung finan­
ziell gesichen ist. Vorhaben zur Anschaffung, Her­
stellung oder Erweiterung von Anlagen zur Erzeu­
gung von Fernwärme dürfen nur unter der V oraus­
setzung geförden werden, daß diese Anlagen mit 
Einrichtungen zur Verringerung von Umweltbela­
$lungen ausgestattet werden, die dem Stand der 
Technik entsprechen. Der Förderungswerber hat 
nach Maßgabe seiner wirtschaftlichen Leistungsfä­
higkeit und des sich für ihn aus der Vorhabens­
durchführung unmittelbar ergebenden Vorteiles 
zur Finanzierung des Vorhabens beizutragen." 

(3) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von 
Förderungen besteht nicht. 

S S. Über die näheren Bedingungen der Gewäh­
rung von Förderungen bnn der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen nach den 
Grundsätzen des § 4 Richtlinien erlassen. 

- 5 -

(2) Ein Vorhaben im Sinne des § 1 Abs. 2 kann nur gefördert 
werden, wenn seine Durchführbarkeit unter Berücksichtigung 
der Förderung finanziell gesichert ist. Vorhaben zur An­
schaffung, Herstellung oder Erweiterung von Anlagen zur 
Erzeugung von Fernwärme dürfen nur unter der Voraussetzung 
gefördert werden, daß diese Anlagen mit Einrichtungen, ~­
triebsweisen und Reinigungsverfahren zur Verringerung von 
Umweltbelastungen ausgestatet werden, die dem Stand der Technik 
entsprechen. Der Förderungwerber hat nach Maßgabe seiner wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des sich für ihn aus 
der Vorhabensdurchführung unmittelbar ergebenden Vorteiles zur 
Finanzierung des Vorhabens beizutragen. 

(4) Eine Förderung nach diesem Bundesgesetz ist unzulässig, wenn 
fÜr das Fernwärmeausbauprojekt eine andere Förderung durch den 
Bund gewährt wird. Eine Mehrfachförderung des Bundes ist jedoch 
für Heizwerke oder Heizkraftwerke, die auf Basis Biomasse be­
trieben werden, und für Leuungsinvestitionen soweit die 
Leitungen mit Wärme aus Biomasseanlagen gespeist werden,moglich. 

~.' der Bundesminister fÜr wirtschaftliche Angelegenheiten 1m .••. 
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Arten der Förderuna 

S 6. Die Förderung kann entweder in Form von 
Zinsenzuschüssen oder sonstigen Geldzuwendun­
gen gewähn werden. 

- 6 -

Art der Förderung 

§ 6. (1) D~ Förderung erfolgt in Form von einmaligen 
Geldzuwendungen. 

1. Falls die Investitionssumme des Fernwärmeausbaupro­
jektes 10 Millionen Schilling nicht übersteigt, kann 
für die in den §§ 2 und 3 genannten Investitionen eine 
einmalige Geldzuwendung in Höhe von maximal 8 vH der 
gesamten Investitionssumme des Projektes gewährt werden. 

2. Falls die Investitionssumme des Fernwärmeausbauprojektes 
mehr als 10 Mill~onen schilling beträgt, kann für die in 
den §§ 2 und 3 genannten Investitionen eine einmalige 
Geldzuwendung in Höhe von maximal 6 vH der gesamten 
Investitionssumme des Projektes gewährt werden. 

3. Die Förderung2n gemäß Ziffer 1 und 2 sind insgesamt mit eine 
Summe von 20 Millionen Schilling Geldzuwendungen pro Jahr 
und Förderungswerber begrenzt. 

(2) Voraussetzung dieser Förderung ist, daß auc~ 
andere Gebietskörperschaften, in denen durch das Vorhaben 
die Abgabe von Warme erfolgen soll, aufgrund von Verein­
barungen zur Finanzierung in der Höhe der Bundesförderung 
be~tragen. 

(3) Für erfolglose Bohrungen zur Erschließun 
geothermischer Quellen (§ 2 Abs. 1 Z.5) können über An­
trag Zuschüsse in Höhe von maximal 8 vH der verlorenen 
Investitionssumme, höchstens jedoch 1,2 Millionen Schilling 
je Bohrung, gewährt werden. Der Antrag ist vor Bohrungsbe­
ginn unter Anschluß eines geologischen Gutachtens einzu­
brlngen. Voraussetzung dieser Förderung ist, daß auch 
andere Gebietskörperschaften, in deren Bereich die Bohrung 
erfolgt oder in denen durch das Vorhaben die Abgabe von 
Wärme erfolgen soll, auf Grund von Vereinbarungen zur 
Finanzierung in der Höhe der Bundesförderung beitragen. 
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Zinsenzuschüsse 

ff.,,(l) Kredite für die in den §§ 2 und 3 genannten 
Investitionen dürfen eine Laufzeit von 25 Jahren 
nicht überschreiten. wobei maximal drei Jahre til­
gungsfrei sein dürfen. Die Förderung darf höch­
stens zehn Jahre hindurch erfolgen und beträgt 
höchstens drei v H p. a. vom jeweils aus haftenden 
Kreditbetrag. Für Verzugszinsen werden keine 
Zinsenzuschüsse gewährt. Voraussetzung dieser 
Förderung ist, daß auch andere Gebietskörper­
schaften, in denen durch das Vorhaben die Abgabe 
von Wärme erfolgen soll, auf Grund von Vereinba­
rungen zur Finanzierung beitragen." 

- 7 -

(4) Die Auszahlung der Geldzuwendungen erfolgt grundsätzlich 
am Beginn der Investitionsperiode, jedoch darf die zu diesem 
Zeitpunkt geleistete Zuwendun§ die Kosten der bereits getätigten 
Jnvestitionen nicht überschreIten. Die Auszahlung kann auch In 
mehreren Teilbeträgen durchgeführt werden. 

§ 7 entfällt. 

• 
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(2) Der gefördene Kredit kann bis zu 100 vH 
der anerkennbaren Gesamtkosten des Projektes 
betragen. 

(3) Die Ermittlung des Zinsenzuschusses erfolgt 
wahrend des Ausnutzungszeitraumes kontokor­
[er.:maßig. Während des Tilgungszeitraumes sind 

dIe Zinsenzuschüsse auf Basis eines Tilgungsplanes 
mIt halbjährlichen Rückzahlungsraten zum I. Jän­
ner und I. Juli eines jeden Jahres von der Jeweils 
ausharrenden Kreditsumme im nachhinein zu 
berechnen. Als Zeitpunkt für die Fälligkeit der Zin­
senzuschüsse für den Zeitraum I. Jänner bis 
30. Juni wird der folgende 30. September und fur 
den Zeitraum I. Juli bis 31. Dezember der folgende 
31. März festgelegt. 

(4) Der Höchstzinssatz der zu fördernden Krc­
dite darf während der gesamten Förderungslauf7t'It 
den Nomina17.inssatz aus der letztaufgelegten Bun­
desanleihe im Inland zuzüglich 0,75 vH p. a. nicht 
überschreiten. 

= 7 :\bs. 5 entfällt. 

Sonstige Geldzuwendungen 

f 1,,( I) Falls die InvestitiollSsumme im Finzelfaii 
10 Millionen Schilling nicht übersteigt, kann für die 
1Il den §§ 2 und 3 genannten Investitionen an Stelle 
der Zinsenzuschüsse gemäß ~ 7 eine elnmaiige 
Geldzuwendung in Höhe 'on maximal 12 vH der 
gesamten Investitionssummt.' des Projektes gewahn 
werden. \' oraussetzung dieser forderung ist. cl.1l; 
auch andere Gebietskörperschaften. In denen Jürc~; 
das \'orhaben die Abgabe \'on 'W'ärme erfolgen ,,':'. 
auf Grund \'on VereInbarungen zur hn,1n71erul,g 
beitragen. " 

,,; 2) Für ertolglose Bohrungen zur Erschliehung 
geothermischer Quellen (§ 2 Abs. 3 Z 3) können 
Zuschüsse 1Il Hohe \'on maximal 12 ,·H der verlore, 
nen Investitionssumme, höchstens jedoch 1,2 -'ti!, 
boner. Schilling je Bohrung, gewährt werden. \' or 
Bohrungsbeginn ist ein Ansuchen auf Gewahrung 
einer Förderung unter :\nschluß eines geologischen 
Gutachtens einzubringen. \'oraussetzung der För' 
derung ist. daß auch andere Gebietskörperschaften, 
In deren Bereich die Bohrung erfolgt oder in denen 
durch das \. orhaben die :\bgabe von 'W'ärme erfol­
gen soli. auf Grund \'on \'erelllbarungen zur Flnan, 
zier..i:1g beitragen." 

- 8 -

§ 8 entfällt. 

• 
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( 3) 'Die Auszahlung sonstiger Geldzuwendungen 
erfolgt grundsittzlich am Beginn der Investitionspe­
riode, jedoch darf der zu diesem Zeitpunkt gelei­
stete Zuschuß die Kosten der bereits geutigten 
Investitionen nicht überschreiten, Die Auszahlung 
kann auch in mehreren Teilbeträgen durchgeführt 
werden. 

Förderung der EnteUung von Konzepten und 
Studien 

§ 9 ,,( I) Der Bund kann als Träger \on Privatrech­
ten die Erstellung regionaler (lokaler, kommunaler) 
Energieversorgungskonzepte zum Zweck der 
Koordinicrung der leitungsgebundenen Energien 
zur Deckung des Niedertemperaturwärmebedarfs 
umer besonderer Beachtung der Nutzung des wirt­
schaftlichen Fernwärmepotentials fördern. Voraus­
setzung dieser Förderung ist, daß auch andere 
Gebietskörperschaften, in denen durch das Vorha­
ben die Abgabe von Wärme erfolgen soll, auf 
Grund von Vereinbarungen zur Finanzierung bei­
tragen. 

(2) Der Bund kann als Träger von Privatrechten 
die Vorauswahl geeigneter Fernwärmeprojekte för­
dern. Langfristiges Ziel der Vorauswahl soll die 
Erstellung und i\ktualisierung von Wärmenachfra­
geatlanten und Abwärmekatastern sein. Vorausset­
zung dieser Förderung ist, daß auch andere 
Gebietskörperschaften, in denen durch das Vorha­
ben die Abgabe von Wärme erfolgen soll. auf 
Grund von Vereinbarungen zur Finanzierung bei­
tragen." 

(3) Für Siedlungsgebiete, insbesondere jene, die 
in einem Wärmenachfrageatlas (Abs. 2) Aufnahme 
gefunden haben, kannen Untersuchungen über die 
volks- und betriebswirtschaftliche Zweckmäßigkeit 
eines Fernwärmeausbaues gefördert werden. Vor­
aussetzung dieser Förderung ist, daß auch andere 
Gebietskörperschaften, deren Interessenbereich 
durch die Cnte~uchungen berührt wird. auf Grund 
\'on \-ereinbarungen zur Finanzierung beitragen. 
Die Voraussetzung dieser Förderung ist auch c!ann 
gegeben, ... ·enn em im § 2 genanntes Unternehmen 
nebef' drn ('der an Stell!' der G!'bietskörre~schafte:· 
e:nen Beitrag lels1!'t. . 

- 9 -

(2) Der Blind kann als Träger von Privatrechten zur 
Vorauswahl geeigneter Fernwärmepro]ekte die Erste~ng 

.. . 

und Aktualisierung von Wärmenachfrageatlanten und Abwärme­
katastern fördern. Voraussetzung dieser Förderung ist, daß 
auch andere Gebiet~körperschaften, in denen durch das 
Vorhaben die Abgabe von Wärme erfolgen soll, auf Grund 
von Vereinbarungen zur Finanzierung beitragen. 
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,.( 4) Dem Encrgieförderungsbeirat (§ 26 des 
Energieförderungsgesetzes 1979, BGBI. ;,; r. 567. 
idF BGBI. Nr. 252/1985) sine! Konzepte und Stu­
dien gemaß den Abs. 1 und 2 zur Stellungnahme 
vorzulegen" 

Abwicklung der Förderung 

§ t O. (I) Ansuchen auf Gewährung von Förde­
rungen gemäß den §§ 1 bis 8 sind entsprechend zu 
begründen und mit Unterlagen zu ,·ersehen. die 
auch Auskunft über die Ertrags- und Vermögens­
lage des Antragstellers geben. Die in ihnen enthal­
tenen energiewiruchaftlichen Angaben haben sich 
tunlichst auf m § 9 genannte Untersuchungen oder 
ähnliche Arbeiten zu stützen. 

(2) Ansuchen von Fernwärmeversorgungsunter­
nehmen haben insbesondere zu enthalten: 

1. Angaben über den Bestand an Fernwärme­
versorgungsanlagen und die Tätigkeit des 
Unternehmens im Bereich der Wärmeversor­
gung in den letzten drei Jahren, 

2. Angaben über die Möglichkeiten des weite­
ren Fernwärmeausbaues innerhalb des beste­
henden Versorgungsgebietes oder über die 
Möglichkeiten der Erweiterung des Versor­
gungsgebietes sowie über die Koordination 
der geplanten Fernwärmeversorgung mit der 
Versorgung durch andere Energieträger, 

3. eine Beschreibung des dem Antrag zugrun­
deliegenden PrOjektes im Zusammenhang 
mit den Angaben gemäß Z 2 einschließlich 
der Begründung der technischen Konzep­
tion, 

4. die vorgesehene Gesamtfinanzierung des 
Projektes nach Z 3 mit aussagefähiger Auf­
gliederung, 

S. die sonstige Ausbauplanung in den nächsten 
zehn Jahren und Angaben ü~r die daraus 
erwartete wärmewiruchaftliche Situation in 
diesem Zeitra~m, insbesondere die erwartete 
Anschlußdichte, 

6. ein Verzeichnis der zur Förderung beantrag­
ten Teile der Anlagen, 

I emen BauzeItr,ian. 

- 10 -

(4) Die F~rderung des Bundes gemäß Abb. 1 bis 3 
darf ein Drittel der Kosten f~r die Erstellung von Konzepten 
und Studien nicht überschreiten. 

Abwicklung der Förderung 

§ 10(1) Ansuchen auf Gewährung von F~rderungen gemäß den §§ 1 
bis 6 sind entsprechend zu begründen und mit Unterlagen z~ 
versehen, die auch Auskunft über die Ertrags- und Vermögens­
lage des Antragstellers geben. Die in ihnen enthaltenen energie­
wirtschaftlichen Angaben haben sich tunlichst auf in § 9 ge­
nannten Untersuchungen oder ähnliche Arbeiten zu stützen. 

(2) Ansuchen haben insbesondere zu enthalten: 

.. • 
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8. die geglieden.e Darstellung (Kostenberech­
nung) der zur Ausführung des Baues veran­
schlagten Gesamtkosten. 

9. eine Wiruchaftlichkeitsberechnung des Pro­
jektes. 

10. Angaben. wo und in welchem Ausmaß für 
das antragsgegenständliche Projekt Förde­
rungen beantragt oder bereits erhalten wur­
den. 

11. Angaben über die Primärenergieeinsparung 
und die Substitution sensitiver Energieträger. 

12. Angaben über die Aufteilung der Investitio­
nen auf die einzelnen Wiruchaftszweige (loB 
Bauwirtsehaft. Installationsgewerbe. Zulie­
ferunternehmen) und des vorgesehenen 
inlllndischen Anteiles sowie Angaben über 
das Ausmaß. in dem in den einzelnen Berei­
chen örtliche und regionale Unternehmen 
eingesetzt. werden können. 

U. Angaben über die Venninderung der Luft­
verunreinigungen durch die geplante Fern­
wärmeversorgung. Angabe spezifischer 
regionaler klimatischer und orographischer 
Bedingungen und besonderer sonstiger Bela­
stungen. 

14. Angaben über besondere Verhältnisse auf 
der Abnehmerseite. 

15. Angaben über die Errichtung zusätzlicher 
Zentralheizungsanlagen im Zusammenhang 
mit der Errichtung oder Erweiterung des 
Fernwänneversorgungsnetzes. gegliedert 
nach Baubestand und zu errichtenden Bau­
lichkeiten. 

.. 16. 1m Falle eines :\mu~hem auf Gewahrung 
einer Förderung zum Zwecke der Erschlie­
Gung e1l1er gei'thermis..:hen Quelle (j 2 
Abs. :; Z 3, rin geologischn Gut:lchten." 

(3) Ansuchen von ElektriziütsVersorgungsunter­
nehmen und sonstigen Cnternehmen müssen ent­
weder auf Ansuchen von Fernwänneversorgungs­
unternehmen Bezug nehmen oder Unterlagen 
gemäß Abs. 2 enthalten. 

(4) Nähere Richtlinien über Fonn und Inhalt der 
Ansuchen kann der Bundesminister für HandeL 
Gewerbe und Industrie nach Anhörung der Länder 
und des Energiefärderungsbeirates festlegen. 

.. . 
- 11 

16. im Falle eines Ansuchens auf Gewährung einer För­
derung zum Zwecke der Erschließung einer geothermi­
schen Quelle (§ 2 Abs. 1Z.5) ein geologisches Gut­
achten. 

Abs. 3 entfällt. 

(4) Nähere Richtlinien über ForQ und Inhalt der Ansuchen 
kann der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
nach Anhörung der Länder und des Förderungsbeirates (§ 15 ff) 
fesrIegen. 
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.. § 1 J. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie kann dt>n Landeshauptmann jenes 
Lande<. In dem durch das Vorhaben; die Abgabe 
von ~'arme erfolgen soll, mit der Vorprüf~ng von 

Ansuchen um Gewährung von Förderungen gemäß 
den §§ 2, 3 und 9 beauftragen. In diesem Fall sind 
die Ansuchen beim Amt der Landesregierung ein­
zubringen. Wird die Wärme in mehreren Ländern 
abgegeben, haben die Landeshauptmänner einver­
nehmlich vorzugehen. In diesem Fall ist zur Entge­
gennahme des Ansuchens das Amt der landesregie­
rung jenes Landes zuständig, in dem die voraus­
sichtlich größte Abgabe von Wärme erfolgen solL 
Der Landeshauptmann hat eine Vorprüfung der 
Ansuchen insbesondere im Hinblick auf die im § 10 
Abs.2 unu:r Z 1,2, 3, 5, 12, 13, 14 und 15 ange­
ftihru:n Angaben vorzunehmen und diese unter 
Anschluß der Vorprüfungsergebnisse sowie einer 
Mitu:ilung ilber die beabsichtigte Förderung des 

. Projeku:s durch Land oder Gemeinde binnen zweI 
Monau:n an das Bundesminisu:riurn für Handel, 

Gewerbe' und Industrie weiterzuleiten. Liegt eine 
Untersuchung über die Zweckmäßigkeit eines 
Fernwärmeausbaues gemäß § 9' Abs. 3 vor, Ist sie 
bei der Vorprüfung zu berücksichtigen." 

§ 12. (1) Der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie hat die Ansuchen gemäß 
§ 7 mit der Stellungnahme des Landes dem Ener­
gieförderungsbeirat zur Begutachtung vorzulegen. 
Der Energieförderungsbeirat hat sein Gutachten 
binnen drei Monaten abzugeben. 

, (2) Die GeWährung der Förderung hat der Bun­
desmInister für Handel. Gewerbe und Industrie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen schriftlich auszusprechen 

- 12 -

.,Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten ... 

das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

§ 12.(1) Der Bundesminister für wirtschaftliche A~gelegenheiten 
hat die Ansuchen gern. § 6 Abs. I.Z.2 mit der Stellungnahme des 
Landes dem Förderungsbeirat zur Begutachtung vorzulegen. Der 
Förderungsbeirat hat sein Gutachten binnen drei Monaten abzugeben. 

• •. der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 1m 

.. . 
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S 13_ (1) Die Gewährung von Förderungen kann 
an Bedingungen und Auflagen geknüpft werden. 
die zur Gewährleistung der widmungsgemäßen 
Verwendung der Förderungen notwendig sind und 
sicherstellen, daß Bundesmittel nur in dem zur 
Erreichung des angestrebten Erfolges unumgäng­
lich notwendigen Umfang eingesetzt werden. Sie 
haben insbesondere der Wahrung volkswinschahli­
eher und regionalpolitischer Interessen Rechnung 
zu tragen. 

(2) Der Förderungswerber (Förderungsempfän­
g.er) ist zu verpflichten, Orga~en des Bundes die 
überprüfung der NotwendIgkeIt und Verwendung 
der Beihilfen durch Einsicht in die diesbezüglichen 
Unterlagen sowie durch örtliche Erhebungen zu 
gestatten, ihnen die erforderlichen Auskünhe 2.U 

erteilen und über die Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer festzusetzenden Frist zu berichten. 
Aus dem Bericht müssen die Verwendung der aus 
Bundesmitteln gewährten Beihilfe sowie der 
erzielte Erfolg und eine durch Belege nachweisbare 
Aufgliederung der Einnahmen und Ausgaben zu 
entnehmen sein. Hat der Förderl.lngsempfänger für 
den gleichen Verwendungszweck auch eigene Mit­
tel eingesetzt oder zu einem früheren Zeitpunkt 
von einem anderen Organ des Bundes oder von 
einem anderen Rechtsträger Mittel erhalten, so 
haben sich die Darlegungen im Bericht und im zah­
lenmäßigen Nachweis auf alle mit dem geförderten 
Vorhaben zusammenhängenden Einnahmen und 
Ausgaben des Förderungswerbers zu erstrecken. 

(3) Der Förderungsempfanger ist überdies zu 
verpflichten, alle Ereignisse, welche die Durchfüh­
rung des geförderten Vorhabens verzögern oder 
unmöglich machen oder dessen Abänderung erfor­
dern, unverzüglich dem Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industne anzuzeigen. 

., . 
- 13 -

(3) 

...........•.. Bundesministerium 
filr wirtschaftliche Angelegenheiten ....... . 
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§ H. Vor Gewährung einer Förderung ist vorbe­
haltlich gesetzlicher Rückforderungsansprtiche aus­
zubedingen, daß der gewährte Förderungsbetrag 
rückzuerstatten und vom Tag der Auszahlung an 
mit 5 vH über 'dem jeweils geltenden Zinsfuß für 
Eskontierungen der Oesterreichlschen National­
bank pro Jahr zu verzinsen iSt, wenn 

1. das Bundesministerium für Handel. Cewerbe 
und Industrie über wesentliche L mstande 
getäuscht oder unvollständIg unternchtet 
worden is~ oder 

2. das geförderte Vorhaben durch ein Verschul­
den des Förderungsempfängers nicht oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann 
oder durchgeführt worden ist, oder 

3. der Förderungsempfänger dIe unverzügliche 
Anzeige von Ereignissen, welche die Durch­
führung des geförderten Vorhabens verzö­
gern oder unmöglich machen oder dessen 
Abändeiung erfordern, unterlassen hat, oder 

4. die Förderung widmungswidrig verwendet 
wurde oder den Erfolg des geförderten V or­
habens sichernde Bedingungen' oder Auflagen 
aus Verschulden des Förderungsempfängers 
nicht eingehalten oder vorgesehene Berichte 
nicht erstattet oder ;-.; achwdse nicht beige­
bracht worden sind, sofern In den beiden 
letztgenannten Fällen eine Z';I,reimalige, den 
ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge 
der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung 
ohne Erfolg geblieben ist. 

- 14 -

1 • •••• Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten .. .... . 

, oder 
5. Für ein Fernwärmeausbauprojekt eine andere Förderung durch 

den Bund gewährt wurde, sofern es sich nicht um eine Förderung 
für Heizwerke oder Heizkraftwerke, die auf Basis Biomasse be­
trleben ~erden, oder für Leitungsinvest1tionen, soweit die 
1eÜungenmitWärme aMB~;s"eäI11agen gespeist werden, 
handelt (§4-1Ü)s-:-4T.~·- --",. ". ." 

Förderungsbeirat 

§ 15 (1) Zur Beratung des Bundesministers für wirtschaftliche 
Angelegenh~iten für Fragen der Fernwärmeförderung wird beim 
3undesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ein 
Beirat mit der Bezeichnung "Förderungsbeirat" eingerichtet. 
Im obliegt insbesondere 

die Erörterung von Grundsatzfragen und Fragen von ge­
meinsamen Interess~ der österreichischen Fernw~rmewirtschaft. 

• • 
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- 15 -

2. die Beratung über die zehnjährigen Ausbaupläne für die öster­
reichische Fernwärmewirtschaft, . 

3. die Abgabe von Gutachten gemäß § 12 Abs.1. 

§ 16. Dem Förderungsbeirat haben als Mitglieder 

1. drei Vertreter des Bundesministeriums für wirtschaftliche Ange­
legenheiten. 

2. drei Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen, 

,. '. 

3. vier Vertreter des Fachverbandes der Gas- und Wärmeversorgungsunter­
nehmungen aus dem Bereich der Fernwärmewirtschaft 1 

4. je ein Vertreter der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern bsterreichs. des 
Österreichischen Arbeitskammertages und des Österreichischen Ge­
werkschaftsbundes 

anzugehören. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

§ 17. Die in § 16 Z 1 enannten Mitgleider des Förderungsbeirates 
werden vom Bundesminister für wirtschaftl1che Ange egen e1ten 
zum Vorsitzenden und Vorsitzenden-Stellvertreter bestellt. Die in 
§ 16 Z 2 genannten Mitglieder werden vom Bundesminister für Finanzen 
bestellt. Die übrigen Mitglieder werden auf Vorschlag der entsendenden 
Stellen vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für die Dauer von drei 
Jahren bestellt. 
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§ 18. Der Vorsitzende hat den Förderungsbeirat mindestens einmal 
jährlich zu einer Sitzung einzuberufen. Er hat weiters ohne Verzug 
eine Sitzung einzuberufen, wenn es der &undesminister für wirt­
schaftliche Angelegenheiten zur Behandlung einer bestimmten Angelegen­
heit verlangt. Die Geschäfte des Förderungsbeirates sind vom Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu führen. 

§ 19. Der Vorsitzende kann namens des Förderungsbeirates vom Fach­
verband der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen und von den 
Fernw~versorgungsunternehmen alle Auskünfte einholen, die dem 
Förderungsbeirat zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben not-
wendig erscheinen, sowie zur Beratung auch Sachverständige her­
anziehen. Ist die Beiziehung eines Sachverständigen für die Abgabe einer 
Stellungnahme erforderlich, sind die dadurch entstehenden Barauslagen 
vom Antragsteller zu tragen. 

§ 20. Der Förderungsbeirat hat seine Geschäftsordnung mit einfacher 
Mehrheit zu beschließen. Die Geschäftsordnung hat unter Bedacht-
nahme auf die §§ 15 bis 19 die Tätigkeit des Förderungsbeirates zu 
regeln. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die 
Geschäftsordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
zu genehmigen. 

§ 21. (1) ,Die Mitglieder des Förderungsbeirates sind, soweit sie nicht 
beamtete Vertreter sind, vom Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu 
verpflichten. Sie dürfen Amts-, Geschäfts- oder Betriebsgeheinnisse;­
die ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut werden oder zugänglich ge­
macht worden sind, während der Dauer ihrer Bestellung und nach Er­
löschen ihrer Funktion nicht offenbaren oder verwerten. 

(2) Wird ein Mitglied des Förderungsbeirates wegen Verletzung der 
im Abs. 1 festgelegten Verschwiegenheitspflicht rechtskräftig verurteilt, 
ist das betreffende Mit~lied von seiner Funktion abzuberufen,-

,. "" 
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